
Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales   

Änderung der Förderrichtlinie 
zum ESF Plus-Bundesprogramm 

Akti(F) Plus – Aktiv für Familien und ihre Kinder 

Vom 26. August 2026 

Die Förderrichtlinie zum ESF Plus-Bundesprogramm „Akti(F) Plus – Aktiv für Familien und ihre Kinder“ vom 7. Februar 
2023 (BAnz AT 15.02.2023 B3) wird wie folgt geändert. 

Die Änderungen gelten nur für die Projekte des ersten Förderaufrufs.   

1. Nummer 1.1 wird wie folgt geändert:   

a) Erster Absatz erster Spielstrich: am Ende des ersten Satzes werden die Wörter „oder darauf einen Anspruch 
haben“ ergänzt.   

b) Erster Absatz zweiter Spiegelstrich: in dem ersten Satz werden die Wörter „sowie künftig Leistungen im Rahmen 
der von der Bundesregierung geplanten Kindergrundsicherung beziehen“ gestrichen. 

c) Zweiter Absatz dritter Spiegelstrich: am Ende des ersten Satzes werden die Wörter „und künftig der Kinder-
grundsicherung“ gestrichen.   

2. Nummer 2.2 – Einzelziel 2 – wird wie folgt geändert:   

Am Ende des ersten Absatzes wird der letzte Satz nach den Wörtern „Um Doppelstrukturen zu vermeiden, sollten 
vorhandene Netzwerkstrukturen“ um die Wörter „beispielsweise auch bestehende Bündnisse wie Jugendberufs-
agenturen“ ergänzt.   

3. Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der letzte Satz wird nach den Wörtern „Ein Projektverbund kann an mehreren Standorten“ um die Wörter „der-
selben Zielregion“ sowie am Ende um die Wörter „die Förderung eines Projektverbunds mit zielgebietsübergrei-
fenden Beratungsstandorten ist nicht vorgesehen, siehe auch Ausführungen in Nummer 5.“ ergänzt.   

b) Nummer 3 wird am Ende um die folgenden Sätze ergänzt:   

„Fortführung eines Projektverbunds nach Wegfall des Zuwendungsempfängers:   

Soweit nach Beendigung der Projektlaufzeit im Rahmen der Erstbewilligung einzelne Zuwendungsempfänger 
das Projekt nicht fortführen können, besteht bei Projektverbünden die Möglichkeit der Fortsetzung durch ei-
nen Teilvorhabenpartner. Der Teilvorhabenpartner muss hierzu über das Internet-Portal Z-EU-S (https:// 
foerderportal-zeus.de) einen eigenen Antrag in elektronischer Form stellen. Der Antragssteller muss ergänzend 
darlegen, wie er die bisherige Arbeit des Projekts fortsetzen will. Die inhaltliche Prüfung des Antrags erfolgt 
durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales unter Einbeziehung eines unabhängigen externen Gut-
achterinstituts im Vier-Augen-Prinzip anhand der Projektauswahlkriterien zum ersten Förderaufruf, die auf der 
Seite www.esf.de veröffentlicht sind.“   

4. Nummer 5 wird wie folgt geändert:   

a) Nach dem ersten Satz wird der Satz „Eine Verlängerung der Vorhaben ist bis zum 31. Dezember 2028 möglich.“ 
ergänzt.    

b) Am Ende des ersten Satzes werden die Wörter „im Rahmen der Erstbewilligung einzuhalten“ ergänzt.  

c) Nach dem ersten Absatz wird der Satz „Im Fall der Verlängerung sollte für die zuwendungsfähigen vorhaben-
bezogenen Gesamtausgaben eine Obergrenze von in der Regel 5 000 000 Euro für die gesamte Projektlaufzeit 
nicht überschritten werden.“ eingefügt. 

d) Unter dem Spiegelstrich „Direkte Personalausgaben“ wird der erste Spiegelstrich am Ende um den Satz „Da-
runter fallen auch Personalausgaben für die Netzwerkkoordination der rechtskreisübergreifenden Zusammen-
arbeit (Einzelziel 2)“ ergänzt. 

e) Im letzten Satz nach der Aufzählung unter dem Spiegelstrich „Direkte Sachausgaben“ werden nach dem Spie-
gelstrich „Ausgaben zur Erprobung digitaler Beratungsformate.“ die Wörter „Diese Ausgaben sind“ durch die 
Wörter „Die Notwendigkeit der vorgenannten Ausgaben ist“ ersetzt.   

f) Der Satz „Öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen werden über den Pauschalsatz abgedeckt.“ erhält einen 
neuen Absatz. 
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5. Nummer 6.6 wird wie folgt geändert:   

a) Im ersten Absatz wird der Satz „Schriftform erforderliche Vorgänge sind elektronisch zu „unterzeichnen“.“ 
gestrichen und durch folgenden Satz ersetzt:   

„Einzelne Vorgänge sind von den Vertretungsberechtigten zu bestätigen.“   

b) Im ersten Absatz wird der zweite Satz gestrichen und wie folgt ersetzt:   

„Dies erfolgt im Förderportal Z-EU-S mittels des kostenlosen eID-Services von Z-EU-S (Einzelvertretung), mittels 
TAN-Verfahrens (Einzelvertretung) oder – alternativ – durch Aufbringen einer qualifizierten elektronischen Sig-
natur (QES) auf das PDF-Exportdokument des eingereichten Vorgangs unter Verwendung einer entsprechenden 
QES-Signaturlösung (Mehrfachvertretung). Für Details wird auf die Online-Hilfe von Z-EU-S verwiesen.“   

c) Im dritten Absatz wird der Satz „In Ausnahmefällen kann bei der Bewilligungsbehörde die Nachreichung der 
Unterschrift auf postalischem Wege beantragt werden.“ gestrichen und durch den Satz „Die postalische Nach-
reichung der Vorgänge ist nur im Ausnahmefall möglich.“ ersetzt.   

d) Im vierten Absatz werden in dem Satz „Behördenseitig wird grundsätzlich mittels qualifizierter elektronischer 
Signatur (QES) unterschrieben und die signierten Bescheide in Z-EU-S zur Verfügung gestellt.“ die Wörter „mit-
tels qualifizierter elektronischer Signatur (QES) unterschrieben und die signierten Bescheide“ gestrichen und wie 
folgt ersetzt:   

„der Bescheid elektronisch“ 

Berlin, den 26. August 2026 

Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales 

Im Auftrag 
Markus Löbbert  

Bekanntmachung
Veröffentlicht am Dienstag, 1. September 2026
BAnz AT 01.09.2026 B2
Seite 2 von 2


		Bundesanzeiger Verlag GmbH
	2026-08-27T14:48:08+0200
	Bundesanzeiger Verlag GmbH




